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DRINGLICHE ANFRAGE von Sabine Sieber Hirschi (SP, Bauma), Beatrix Frey (FDP, Meilen) 

 und Michael Zeugin (GLP, Winterthur ) 
 
betreffend  Auswirkung Umsetzung Masseneinwanderungsinitiative  

 (Einführung einer einseitigen Schutzklausel zur Begrenzung 
 der Zuwanderung) 

____________________________________________________________________________ 
 
Der Bundesrat hat anfangs Dezember 2015 bekannt gegeben, wie er die Masseneinwande-
rungsinitiative umsetzen möchte. Er will die Zuwanderung von Personen, die unter das Freizü-
gigkeitsabkommen mit der EU fallen, mittels einer Schutzklausel steuern. Dabei strebt er ge-
mäss seiner Mitteilung vom 4. Dezember 2015 eine einvernehmliche Lösung mit der EU an. Für 
den Fall, dass mit der EU nicht rechtzeitig eine Einigung erzielt werden kann, wird der Bundes-
rat parallel dazu eine Botschaft mit einer einseitigen Schutzklausel erarbeiten. Letzteres würde 
eine Verletzung der Personenfreizügigkeit darstellen, die Bilateralen Verträge gefährden und 
die Beziehungen zur EU zerrütten. 
Zürich ist als Wirtschafts- und Forschungsstandort auf die Zuwanderung angewiesen und  
profitiert davon. Zürcher Unternehmen kritisieren schon heute die Kontingentierung der Arbeits-
bewilligungen aus Drittstaaten (Interview mit Ständerat Ruedi Noser im Tages-Anzeiger vom  
21.12.2015). 
 
In diesem Zusammenhang bitten wir den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fragen: 
 
1. Wie schätzt der Regierungsrat die Auswirkungen einseitiger Kontingente für die Zürcher 

Wirtschaft ein? 
 
2. Gibt es aufgrund der durch die Masseneinwanderungsinitiative verursachten Rechtsunsi-

cherheit bereits benennbare Auswirkungen für den Wirtschafts- und Forschungsstandort  
Zürich? 

 
3. Wenn die Beziehungen der Schweiz zur EU aufgrund der Umsetzung der Masseneinwande-

rungsinitiative weiter strapaziert werden und andere Abkommen/Verträge in Frage gestellt 
werden, welche Folgen hätte das für den Kanton Zürich? Welche wichtigen Verträge könn-
ten beispielsweise betroffen sein? 

 
4. Setzt der Regierungsrat sich beim Bund für die Aufrechterhaltung der Personenfreizügigkeit 

und der Bilateralen Verträge ein? Mit welchen Massnahmen? 
 
5. Wie setzt sich der Kanton Zürich dafür ein, dass das Potenzial von inländischen Arbeitskräf-

ten ausgeschöpft werden kann? Welche Massnahmen auf nationaler und auf kantonaler 
Ebene erachtet er als sinnvoll speziell in Bezug auf die über 50-jährigen Arbeitnehmenden 
und gut ausgebildete Frauen, die nicht in den Arbeitsmarkt integriert sind, sowie für Flücht-
linge? 
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